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In Deutschland besteht kein generelles Nachtfahrverbot für Lastkraftwagen (Lkw) auf Bundes-
fernstraßen. Gleichwohl können auf einzelnen Straßen und Streckenabschnitten nächtliche Fahr-
ten mit dem Lkw untersagt sein. Nachfolgend soll ein summarischer Überblick über die gelten-
den Regelungen erfolgen. 

Das allgemeine Sonn- und Feiertagsfahrverbot ist in § 30 Abs. 3 und 4 Straßenverkehrsordnung 
(StVO) geregelt. Demnach dürfen an Sonn- und Feiertagen in der Zeit von 0 bis 22 Uhr zur ge-
schäftsmäßigen oder entgeltlichen Beförderung von Gütern einschließlich damit verbundener 
Leerfahrten Lastkraftwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 Tonnen sowie Anhä-
nger hinter Lastkraftwagen auf deutschen Straßen nicht verkehren.  

Das darüber hinaus geltende Ferienreisefahrverbot ist in Deutschland in § 1 der Verordnung zur 
Erleichterung des Ferienreiseverkehrs auf der Straße geregelt. Danach dürfen Lastkraftwagen mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 Tonnen sowie Lastkraftwagen mit Anhänger zur ge-
schäftsmäßigen oder entgeltlichen Beförderung von Gütern einschließlich damit verbundener 
Leerfahrten vom 1. Juli bis zum 31. August an Samstagen in der Zeit von 7 bis 20 Uhr auf einigen 
in der Vorschrift näher bezeichneten Autobahnen und Bundesstraßen nicht verkehren. 

Daneben können die Straßenverkehrsbehörden der Bundesländer hinsichtlich der in ihren Zu-
ständigkeitsbereich fallenden Straßen(abschnitte) einzelne Regelungen zu etwaigen Nachtfahrver-
boten – sowie entsprechende Ausnahmen hiervon – treffen. Rechtsgrundlage hierfür ist die stra-
ßenverkehrsrechtliche Generalklausel des § 45 StVO, die eine Vielzahl verschiedenster Anord-
nungsgründe vorsieht. So können die Straßenverkehrsbehörden nach § 45 Abs. 1 S. 1 StVO die 
Benutzung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
des Verkehrs beschränken oder verbieten und den Verkehr umleiten. Das gleiche Recht haben sie 
nach § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 sowie Abs. 1b Nr. 5 StVO zum Schutz der Wohnbevölkerung vor 
Lärm und Abgasen.  

Über die Anordnung von Verkehrszeichen – und mithin auch nächtlichen Fahrverboten – darf 
entsprechend Rn. 1 der VwV-StVO zu den §§ 39 bis 43 der StVO nur in jedem Einzelfall und nur 
nach gründlicher Prüfung (ggf. unter Zuziehung ortsfremder Sachverständiger) entschieden wer-

Wissenschaftliche Dienste 

Kurzinformation 

Nächtliche Fahrverbote für Lastkraftwagen auf Bundesfernstraßen 



Kurzinformation 
Nächtliche Fahrverbote für Lastkraftwagen auf 
Bundesfernstraßen 
 

 

 

 

Fachbereich WD 7 (Zivil-, Straf- und Verfahrensrecht, Bau und Stadtentwicklung) 

Wissenschaftliche Dienste Seite 2 

den. Ob, wann und unter welchen Voraussetzungen ein nächtliches Fahrverbot für Lkw zu recht-
fertigen ist, ist daher vom jeweiligen Einzelfall und den konkreten örtlichen Gegebenheiten, ins-
besondere Art, Maß und Umfang etwaiger Wohnbebauung sowie alternativen Streckenführungs-
möglichkeiten abhängig.  

Sofern und soweit im Einzelfall ein partielles Nachtfahrverbot für Lkw vorgesehen ist, wird dies 
durch das in Anlage 2 zur § 41 Abs. 1 StVO aufgeführte Zeichen Nr. 253 (ggf. mit weiteren Zu-
satzzeichen) angezeigt. Die eigentliche Umsetzung der Anordnung obliegt nach § 45 Abs. 5 StVO 
dem jeweiligen Baulastträger. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach den jeweiligen landes-
rechtlichen Vorschriften. Verkehrsschilder, die – wie hier dargelegt – Ge- oder Verbote enthal-
ten, stellen nach der Rechtsprechung Verwaltungsakte in Form der Allgemeinverfügung gemäß 
§ 35 S. 2 des VwVfG dar (vgl. BVerwG). Eine vorherige Anhörung von gegebenenfalls betroffenen 
Bürgern muss daher nicht erfolgen; ein Begründungszwang entfällt (vgl. § 28 Abs. 2 Nr. 4, § 41 
Abs. 3 S. 2 und § 39 Abs. 2 Nr. 5 VwVfG). 

Der Verstoß gegen das Nachtfahrverbot stellt eine Ordnungswidrigkeit nach § 24 des Straßenver-
kehrsgesetzes dar und wird nach Nr. 164 der BKatV in Verbindung mit Nr. 3.2 der Anlage Nr. 13 
zu § 40 FeV mit einem Regelsatz von 60 Euro sowie einem Punkt im Fahreignungsregister geahn-
det. 
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